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Ministerien: Nur wenige 
Ostdeutsche in Topjobs
Berlin. Ostdeutsche sind in Führungs-
positionen der Bundesministerien weiter-
hin deutlich unterrepräsentiert. Der-
zeit stammen nur zwei der 35 beamteten 
Staatssekretäre und nur elf von 135 Ab-
teilungsleitern aus dem Osten, wie das 
Redaktionsnetzwerk Deutschland (RND) 
unter Berufung auf die Antwort des Innen-
ministeriums auf eine Anfrage der Links-
fraktion berichtete. Beides liegt weit 
unter dem Anteil der Ostdeutschen an 
der Gesamtbevölkerung von derzeit 20 
Prozent. Die beiden beamteten Staats-
sekretäre, die in Ostdeutschland geboren 
wurden, arbeiten den Angaben zufolge im 
Innen- und Gesundheitsministerium. Auf 
der Ebene der Abteilungsleiter ist der An-
teil der Menschen aus den ostdeutschen 
Bundesländern am höchsten im Bau-
ministerium, wo zwei von vier Abteilungs-
leitern aus dem Osten stammen. Im Innen-, 
Verteidigungs-, Verkehrs-, Umwelt- und Ent-
wicklungsministerium gibt es keine ost-
deutschen Abteilungsleiter. Angesichts dieser 
Zahlen fordert die Linksfraktion feste Vor-
gaben für die Einstellung von Ostdeutschen. 
»Wir brauchen eine Ostquote in Bundes-
ministerien und Bundesbehörden«, sagte der 
Ostbeauftragte der Partei, Sören Pellmann, 
dem RND. »Die Bundesregierung missachtet 
das Grundgesetz«, sagte der Leipziger Ab-
geordnete. »Artikel 36 schreibt eine faire 
Personalverteilung aus allen Bundesländern 
vor. Die Ampel ist jedoch eine ausgesprochen 
westdeutsche Bundesregierung.« AFP/nd

Kritik an möglicher 3000-Euro-
Prämie für Regierung
Berlin. CDU/CSU und Linke kritisieren, 
dass von der steuerfreien Prämie von 3000 
Euro zum Inflationsausgleich auch Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) und die Bundes-
ministerinnen und – minister profitieren 
könnten. Hintergrund ist laut mehreren 
Presseberichten ein Gesetzentwurf des 
Bundesinnenministeriums. Damit würden 
Tarifvereinbarungen für den öffentlichen 
Dienst umgesetzt, heißt es. »Viele Arbeit-
nehmer mit kleinen Einkommen müssen 
wegen Inflation und hoher Energiepreisen 
an allen Ecken und Enden sparen, haben 
aber keine Inflationsprämie bekommen«, 
sagte CDU-Generalsekretär Mario Czaja 
dazu »Bild«. »Umso fassungsloser macht es, 
dass die Ampel jetzt ausgerechnet Ministern 
mit sechsstelligen Jahreseinkommen eine 
solche Prämie aus Steuergeldern bezahlen 
will.« Dass Minister »neben ihren satten Ge-
hältern nun auch noch einen Inflationsaus-
gleich« erhalten sollten, zeige, wie sinn-
los und »mit welchem Gießkannenprinzip 
öffentliche Gelder in der Teuerungskrise ver-
teilt werden«, sagte Linken-Parteichef Martin 
Schirdewan dem Berliner »Tagesspiegel«. 
Mit der geplanten Gesetzesänderung soll der 
Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst in 
Bund und Kommunen eins zu eins für Be-
amtinnen und Beamte, Richterinnen und 
Richter sowie Soldatinnen und Soldaten 
übernommen werden, auch für diejenigen 
von ihnen, die im Ruhestand sind und daher 
Anspruch auf eine Pension haben. Gleiches 
soll auch für die Kabinettsmitglieder des 
Bundes gelten. »Die Bundesminister nehmen 
an den Besoldungserhöhungen grundsätz-
lich teil«, sagte ein Sprecher des Bundes-
innenministeriums am Montag unter Ver-
weis auf das Bundesministergesetz. Die 
Details seien aber noch Gegenstand von 
Beratungen. AFP/nd

Scholz stellt am Mittwoch 
Sicherheitsstrategie vor
Berlin. Nach langen Diskussionen hat sich 
die Bundesregierung auf eine Nationale 
Sicherheitsstrategie geeinigt. Diese soll am 
Mittwoch im Kabinett beschlossen und im 
Anschluss in einer hochkarätig besetzten 
Pressekonferenz vorgestellt werden. An der 
Präsentation nehmen laut Ankündigung vom 
Montag Kanzler Olaf Scholz (SPD), Außen-
ministerin Annalena Baerbock (Grüne), 
Finanzminister Christian Lindner (FDP), 
Verteidigungsminister Boris Pistorius und 
Innenministerin Nancy Faeser (beide SPD) 
teil. Die Regierungsparteien hatten im 
Koalitionsvertrag vereinbart, erstmals eine 
Nationale Sicherheitsstrategie auszuarbeiten. 
Sie soll ressortübergreifend Vorgaben für alle 
sicherheitspolitischen Herausforderungen 
setzen. Laut ursprünglichem Zeitplan hätte 
die Strategie vor der Münchner Sicherheits-
konferenz Mitte Februar präsentiert werden 
sollen. Dies scheiterte an Differenzen inner-
halb der Koalition, aber auch an Differenzen 
zwischen Bund und Ländern. Ein weiterer 
Termin im Mai verstrich ebenfalls ohne 
Beschluss. AFP/nd

Es hagelt weiter Vorwürfe gegen den Lin-
ke-Vorstand: Er spalte die Partei, weil 
er Sahra Wagenknecht und andere zur 
Rückgabe ihrer Bundestagsmandate auf-
fordere, sollten sie weiter an einem kon-
kurrierenden Parteiprojekt arbeiten.

JANA FRIELINGHAUS

Man wolle eine solidarische Partei mit brei-
tem Meinungsspektrum bleiben, hatte der 
Linke-Bundesvorstand postuliert – und zu-
gleich klargemacht, dass es nicht gehe, mit 
Ressourcen von Partei und Bundestagsfrak-
tion ein Konkurrenzprojekt voranzutrei-
ben, wie es Sahra Wagenknecht und ande-
re tun. Deshalb sollten die frühere Ko-Chefin 
der Bundestagsfraktion und andere, die ihre 
Heimat nicht mehr in der Linken sähen, fai-
rerweise auch ihre Mandate zurückgeben, 
hieß es in einer einstimmig verabschiedeten 
Erklärung.

Daraufhin kamen von etlichen Bundes-
tagsabgeordneten heftige Attacken gegen 
die Parteispitze. Am Montag kritisierte auch 
die Vizechefin der Bundestagsfraktion, Ge-
sine Lötzsch, den Beschluss als spalterisch. 
Ähnlich äußerte sich die baden-württember-
gische Abgeordnete Jessica Tatti, die 2021 
zusammen mit Ex-Linke-Chef Bernd Rie-
xinger als Spitzenkandidatin die Landeslis-
te der Südwest-Linken zur Bundestagswahl 
anführte.

Linke-Ko-Chefin Janine Wissler bekräftig-
te unterdessen am Montag ihre Forderung an 
Wagenknecht zum Mandatsverzicht. Rück-
trittsforderungen an den Parteivorstand, die 
von dem früheren Parteichef Klaus Ernst und 
dem parlamentarischen Geschäftsführer der 
Bundestagsfraktion, Alexander Ulrich, ge-
kommen waren, wies Wissler zurück. Der 
Vorstand habe sich nicht an die Macht ge-
putscht, sondern sei vor einem Jahr demokra-
tisch von einem Parteitag gewählt worden, 
sagte Wissler am Montag in Berlin und füg-
te hinzu: »Wir verteidigen diese Partei.« Ein 
Rücktritt komme nicht in Frage.

Die Politikerin verwies zudem am Montag 
auf konkrete Schritte Wagenknechts zur Ab-
werbung von Mitgliedern zugunsten der von 
ihr angestrebten Parteineugründung. Sie neh-
me eine »sehr breite Unterstützung für den 
Beschluss des Parteivorstands wahr«, sagte 
Wissler, »auch von Landesvorsitzenden und 
aus den Fraktionen«.

Ziel des Vorstands sei es, für eine star-
ke Linke zu kämpfen. »Wer das aus welchen 
Gründen auch immer nicht möchte, der 
muss auch die Konsequenzen ziehen«, sagte 

die Linke-Chefin. Jeder habe das Recht, eine 
Partei zu gründen. Es sei aber nicht in Ord-
nung, dies »mit den Ressourcen einer ande-
ren Partei zu machen«. Aus Landesverbänden 
und Fraktionen kämen Hinweise, dass Wa-
genknecht und ihre Unterstützer Amts- und 
Mandatsträgerinnen und -träger der Linken 
»abtelefonierten«, um sie abzuwerben. Dies 
berichteten auf diese Weise Kontaktierte, die 
in der Linken bleiben wollten, zum Teil selbst. 
Viele in der Partei, so Wissler, hätten den Vor-
stand bislang eher dafür kritisiert, dass er all 

dem untätig zusehe. Sie fänden, dass der jet-
zige Schritt des Gremiums »überfällig« gewe-
sen sei.

In dem Vorstandsbeschluss vom Samstag 
heißt es unter anderem: »Die Zukunft der 
Linken ist eine Zukunft ohne Sahra Wagen-
knecht.« Der wiederholten Aufforderung, von 
der Gründung eines konkurrierenden Par-
teiprojekts Abstand zu nehmen, sei Wagen-
knecht »bis heute nicht nachgekommen«. Am 
vergangenen Freitag hatte Wagenknecht in 
einem Interview bekräftigt, Gespräche über 

die Gründung einer neuen Partei zu führen. 
Ob und wie diese geschehe, wolle sie bis zum 
Jahresende entscheiden.

Fraktionsvize Gesine Lötzsch kritisierte 
das Vorstandspapier am Montag gegenüber 
dem ZDF. Sie wolle, dass Wagenknecht »mit 
der Linken in der Linken für die Verbesse-
rung der Gesellschaft kämpft«, sagte sie. Die 
prominente Politikerin ziehe viele Menschen 
an, sagte Lötzsch. »Die Linke müsste eigent-
lich ein Interesse daran haben, so eine Ge-
nossin wie Sahra Wagenknecht zu halten.« 
Der Beschluss des Parteivorstands führe zu 
»keiner Lösung« und sei »vor allem in der Sa-
che wirkungslos«. Zudem dürfe die Bundes-
tagsfraktion »nicht leichtfertig aufs Spiel« ge-
setzt werden, so Lötzsch. Die Linke könnte 
ihren Fraktionsstatus verlieren, wenn Wagen-
knecht und ihr Umfeld die Fraktion verlie-
ßen. Allerdings nur, wenn sie dabei ihr Man-
dat mitnähmen, was wahrscheinlicher ist, 
als dass sie dem Appell des Vorstands Fol-
ge leisten.

Genau darauf wies Wissler hin: Solange 
Wagenknecht und Freunde so fair wären, ihre 
Mandate nicht zu behalten, wenn sie die Par-
tei und/oder die Fraktion verließen, sei die-
se nicht in Gefahr. Denn in diesem Fall könn-
ten andere Kandidatinnen und Kandidaten 
der Linken nachrücken.

An diesem Dienstag wird der Vorstandsbe-
schluss auch in der Sitzung der Linksfraktion 
Thema sein. Während auch die Ko-Chefin der 
Fraktion, Amira Mohamed Ali, der Parteispit-
ze schwere Vorwürfe gemacht hatte, äußerte 
sich der Ko-Vorsitzende Dietmar Bartsch bis-
lang nicht zu dem Beschluss.

Ganz anders die Wagenknecht-Vertrau-
te Sevim Dağdelen. »Es ist absehbar, dass 
einer Linken, die auf sektiererische Prakti-
ken setzt, statt die massiven Probleme im 
Land anzugehen, der Weg in die politische 
Bedeutungslosigkeit vorgezeichnet ist«, er-
klärte sie am Montag gegenüber der Nach-
richtenagentur dpa und fügte hinzu: »In der 
Logik der Säuberung von Frau Wissler liegt 
es sicherlich, jetzt auch auf die Spaltung 
und damit auf die Auflösung der Fraktion im 
Bundestag zu drängen.« Fraktionsgeschäfts-
führer Ulrich stellte derweil klar, dass der 
Beschluss der Parteispitze ohne jede Konse-
quenz sei. Die Bundestagsmandate gehör-
ten nicht der Partei, sondern den gewählten 
Abgeordneten. Ulrich warf der Parteispitze 
abermals Inkompetenz vor. Mit diesem Vor-
stand werde die Linke nicht überleben.

Parteichefin Wissler weist Rücktrittsforderungen wegen Vorstandsbeschlusses zu Wagenknecht zurück

»Jeder hat das Recht, eine Partei zu 
gründen. Es ist aber nicht in 
Ordnung, dies mit den Ressourcen 
einer anderen Partei zu machen.«

Janine Wissler Linke-Bundesvorsitzende

Wagenknecht hat klargemacht, dass Die Linke für sie ein hoffnungsloser Fall ist.
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»In der Logik der Säuberung von 
Frau Wissler liegt es sicherlich, jetzt 
auch auf die Spaltung und damit 
auf die Auflösung der Fraktion im 
Bundestag zu drängen.«

Sevim Dagdelen 
Linke-Bundestagsabgeordnete

Harsche Kritik an Linke-Vorstand

Die Stiftung Gedenkstätte Esterwegen 
hat dem Dokumentations- und Informa-
tionszentrum Emslandlager (DIZ) kurz-
fristig gekündigt. Das DIZ wurde von Wi-
derstandskämpfern gegründet.

PETER NOWAK

»Ob wir überleben, ist weder sicher noch die 
Hauptsache. Wie man aber später von uns 
denken wird, ist so wichtig wie, dass man an 
uns denken wird.« Dieses Zitat wird dem Pa-
zifisten und Antifaschisten Carl von Ossietzky 
zugeschrieben, der wie viele Nazigegner*in-
nen im Emslandlager gequält und misshan-
delt wurde.

Lange Zeit wurde die Geschichte der Kon-
zentrations-, Straf- und Kriegsgefangenen-
lager im Nordwesten Niedersachsens ver-
schwiegen. Dabei waren dort etwa 80 000 
KZ-Häftlinge und Strafgefangene sowie 
100000 bis 180000 Kriegsgefangene inhaf-
tiert. Über 20000 Menschen, überwiegend 
sowjetische Kriegsgefangene, sind dort ver-
storben. Erst in den späten 70er Jahren wur-
de die Erforschung des Naziterrors in diesen 
Lagern Anliegen einer jüngeren Generation, 
die noch auf NS-Widerstandskämpfer*innen 
traf, die die Lager überlebt hatten. Nun ist 
diese Erinnerungsarbeit im Emsland massiv 
bedroht. Dem seit 1985 bestehenden Doku-
mentations- und Informationszentrum (DIZ) 
Emsland droht die Verdrängung.

Bereits 1981 gründeten Überlebende der 
Emslandlager gemeinsam mit Rosalinda von 
Ossietzky-Palm, der Tochter des Friedens-
nobelpreisträgers Carl von Ossietzky, und 

engagierten Menschen aus dem Emsland, 
Ostfriesland und Oldenburg den Verein »Ak-
tionskomitee für ein Dokumentations- und 
Informationszentrum Emslandlager« in Pa-
penburg. Nun hat die Stiftung Gedenkstätte 
Esterwegen dem DIZ kurzfristig zum 15. Juni 
2023 das Büro in der Gedenkstätte Esterwe-
gen gekündigt. »Mit diesem bundesweit ein-
maligen Akt geht die Stiftung unter dem Vor-
sitz des Landrats des Landkreises Emsland, 
Marc-André Burgdorf (CDU), mit aller Här-
te gegen das bürgerschaftlich getragene DIZ 
vor und gefährdet so bewusst seine Exis-
tenz«, heißt es beim DIZ. Die Stiftung wol-
le die Räume selber nutzen, lautete die Be-
gründung. Darauf reagierte der Vorsitzende 
des Aktionskomitees Habbo Knoch mit Un-
verständnis. Auf dem Gelände sei genügend 
Platz vorhanden.

»Tatsächlich dient dieser Schritt aus-
schließlich dazu, die seitens der Stiftung zu-
letzt mit wachsender Vehemenz erhobene 
Forderung nach einer Selbstauflösung des 
DIZ zu erzwingen«, moniert Knoch. Er be-
fürchtet durch die Kündigung eine massi-
ve Beeinträchtigung der Arbeit der Initiati-
ve. »Durch die Kündigung soll dem DIZ jede 
Möglichkeit genommen werden, seine eige-
nen Bestände vor Ort zu erschließen und die 
Arbeit der Gedenkstätte mit ihren Angeboten 
zu bereichern«, so Knoch weiter.

Das DIZ habe 2011 auf Einladung des 
Landkreises Emsland seinen Sitz von Papen-
burg vertrauensvoll in die neu eröffnete Ge-
denkstätte verlegt und deren Arbeit vor Ort 
maßgeblich aufgebaut und durchgeführt. Im 

Gegenzug sicherte die Stiftung Gedenkstät-
te Esterwegen dem DIZ angemessene Räum-
lichkeiten für seine Tätigkeit, seine Bibliothek 
und die umfangreiche Sammlung zu, auf der 
die Dauerausstellung der Gedenkstätte zu 
großen Teilen beruht.

Knoch verweist darauf, dass noch 2019 in 
einer gemeinsamen Presseerklärung von Stif-
tung und Aktionskomitee die enge Zusam-
menarbeit bekräftigt wurde. Doch 2020 sei 
es zu Konflikten gekommen. Die Stiftung der 
Gedenkstätte Esterwegen habe das DIZ sys-
tematisch verdrängen wollen, heißt in einer 
Presseerklärung, in der auch die Verantwor-
tung der Politik benannt wird. »Seit zwei Jah-
ren lehnt es der zuständige Landrat ab, bila-
terale Gespräche zu führen, oder knüpft sie 
an die Voraussetzung einer Auflösung des DIZ 
durch den Verein. Konstruktive Vermittlungs-
versuche der Stiftung niedersächsische Ge-
denkstätten wurden seitens der Stiftung Ge-
denkstätte Esterwegen mehrfach abgelehnt«, 
so die Kritik des Aktionskomitees weiter.

Das DIZ hat nun einen Aufruf gegen die 
Kündigung initiiert, der in den letzten Ta-
gen von zahlreichen Menschen unterstützt 
wurde. »Wir nehmen nicht hin, dass mit der 
Kündigung das bürgerschaftliche Engage-
ment des DIZ vor die Tür der Gedenkstätte 
verbannt wird. Nichts rechtfertigt die Gefahr, 
dass mit dem DIZ auch seine umfangreiche 
Sammlung mit ihren singulären Selbstzeug-
nissen die Gedenkstätte unter dem Zwang der 
Kündigung verlassen muss, da ihre Bearbei-
tung vor Ort durch das DIZ nicht mehr mög-
lich ist«, so das DIZ weiter.

Ein antifaschistischer Gedenkort im Emsland ist massiv gefährdet

Kündigung wegen Eigenbedarf?

München. Nach einem Twitter-Eklat 
wegen der Relativierung der Judenver-
nichtung im Nationalsozialismus hat der 
Münchner Grünen-Stadtrat Bernd Schrey-
er sein Mandat zurückgegeben. Die Stadt-
ratsfraktion Die Grünen – Rosa Liste teil-
te am Montag mit, Schreyer entschuldige 
sich »mit allergrößtem Bedauern« für sei-
ne Äußerung. »Ich distanziere mich ohne 
Wenn und Aber von dieser Aussage, deren 
schreckliche Bedeutung mir zu spät klar 
wurde. Ich bedaure das aus tiefstem Her-
zen. Niemals wollte ich einen Vergleich 
mit dem Holocaust bzw. der Shoa zum 
Ausdruck bringen.«

Schreyer hatte am Sonntag zum Streit 
um das Heizungsgesetz unter Verweis 
auf »die Flut an Kommentaren von soge-
nannten ›bürgerlich konservativen‹ und 
›rechtsextremen‹ ›Meinungen‹« bei Twit-
ter geschrieben: »Obwohl es nie ein Hei-
zungsverbot gab, ist es gelungen, so ge-
gen Grüne aufzuwiegeln, als seien sie 
die ›neuen Juden‹, die ›ausgemerzt‹ wer-
den müssen, um Deutschland wieder al-
les Glück und Wohlstand zu bringen.« Der 
1951 in München geborene Schreyer ist 
ein Gründungsmitglied der dortigen Grü-
nen und war von 1986 bis 1990 sowie 
seit 2020 Stadtrat. Die Fraktionsvorsit-
zende der Münchner Grünen distanzierte 
sich von Schreyers Entgleisung und be-
zeichnete es als »richtige Entscheidung«, 
dass er Verantwortung für seinen Fehler 
übernehme. dpa/nd

Grüner hatte seine Partei als 
»neue Juden« bezeichnet

Stadtrat legt nach 
Tweet Mandat nieder
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